
Dringlichkeitsantrag

Der Stadtparteitag möge beschließen: sich dem Forderungskatalog, an die Landesregierung 
Sachsen der DIG- Leipzig anzuschließen. 

Antragsstellende: AG debate, Michael Neuhaus, 

Unterstützung:  Andy Sauer, Janosch Radici, Linksjugend Leipzig

„Wir fordern die Umsetzung der folgenden Maßnahmen durch die neue sächsische 
Landesregierung.

Qualifizierte Sicherheitspolitik gegen Antisemitismus

Die Sicherheitsbedürfnisse der jüdischen Einrichtungen in Sachsen müssen endlich ernst genommen
werden. Polizei und Justiz benötigen Handlungssicherheit. Dazu braucht es konkrete Ausbildungs- 
und Qualifizierungsmaßnahmen zu Antisemitismus, die für Beamte der Strafverfolgungsbehörden, 
Staatsanwaltschaft und der Justiz einzuführen sind.[1] Der Freistaat Sachsen wird die IHRA-
Arbeitsdefinition Antisemitismus als verbindliche Richtlinie einführen.

Polizei und Justiz müssen auf dieser Grundlage eine konsequente Strafverfolgung antisemitischer 
Übergriffe betreiben. Die gesellschaftspolitische Wirkung der Taten muss in die Aufklärung und 
Verurteilung der Straftaten einfließen. Antisemitische Tatmotive müssen sich deutlich 
strafverschärfend auswirken.

Beamte und Angestellte im öffentlichen Dienst, die mit antisemitischen, rechtsextremen und 
islamistischen Äußerungen in Erscheinung getreten sind, müssen zum Schutze der Öffentlichkeit 
entlassen werden.

Bildung gegen Antisemitismus verankern

Es darf keine Kürzung der Projekte zur Aufklärung über Antisemitismus, Rassismus und 
Rechtsradikalismus in Sachsen geben. Der Freistaat Sachsen muss sich beim Bund dafür einsetzen, 
dass die 2018 bewilligten Projekte in Chemnitz gegen Rechtsextremismus, Antisemitismus und 
Rassismus verstetigt werden. Besonders die Zivilgesellschaft im ländlichen Raum ist durch rechte 
Anfeindungen bedroht und braucht Planungssicherheit und politische Rückendeckung von der 
Landesregierung.

Die Erkennung und Bekämpfung von Antisemitismus in allen Formen muss verpflichtender 
Bestandteil der Lehreraus - und Fortbildung in Sachsen werden. Das Land Sachsen schafft nur noch
Schulbücher an, die sich der Umsetzung der Handlungsempfehlungen der deutsch-israelischen 
Schulbuchkommission verpflichtet haben und setzt die Handlungsempfehlungen des 
wissenschaftlichen Gutachtens „Antisemitismus in der Schule“ zeitnah vollständig an allen 
sächsischen Schulen um.

Der Freistaat Sachsen führt ein Programm für Erwachsenenbildung in sächsischen Behörden ein, 
welches für zeitgenössische Formen des Antisemitismus und Rechtsradikalismus sensibilisiert. Ein 
entschlossenes und erfolgreiches staatliches Handeln gegen Antisemitismus und Rechtsradikalismus
bedarf eines grundlegenden Wissens staatlicher AkteurInnen über zeitgenössische 
Artikulationsvarianten und Strategien ihrer Bekämpfung.

Unabhängige Meldestelle in Sachsen

Betroffene von antisemitischen Übergriffen müssen ernst genommen und gehört werden. Wir 
brauchen eine zivilgesellschaftliche Meldestelle zur Erfassung von antisemitischen Vorfällen auch 
unterhalb der Strafbarkeitsgrenze. Sie muss von staatlicher Einflussnahme unabhängig und in enger 
Abstimmung mit den jüdischen Gemeinden organisiert sein. Der Bundesverband RIAS bietet 
hierfür den geeigneten Rahmen“

 



Begründung : Nach dem Terroranschlag in Halle am 9.10.2019 ist die Zeit der Lippenbekenntnisse 
wohl endgültig vorbei. Der zunehmende Rechtsradikalismus und die erschreckenden 
Gewalteskalationen  von rassistischer und antisemitischer Seite erfordert die Wehrhaftigkeit einer 
ganzen Gesellschaft. Unsere Partei muss allen voran Druck auf die Landesregierung ausüben um 
ihrem antifaschistischen Anspruch auch gerecht zu werden.


